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 Stichwort: Alternativen zum Asylverfahren 

 

 
 

Der Plan. 



Eine ganz tolle Idee von  

Finanzminister Schäuble. 

 
 

 

 

Bundesfinanzminister Wolfgang 

Schäuble (CDU) fordert eine Debatte 

über Kürzungen bei Flüchtlingen, die 

Hartz IV erhalten. Es stelle sich die 

Frage, ob man Menschen, denen man 

zum Teil noch Lesen und Schreiben 

beibringen müsse, genau so viel 

zahlen solle wie einem Arbeitslosen, 

der 30 Jahre gearbeitet habe. 

"Könnten wir nicht wenigstens die 

Kosten für die 

Eingliederungsleistungen abziehen?“ 

 

spiegel-online, 13. Oktober 2015 
 

http://www.spiegel.de/thema/wolfgang_schaeuble/
http://www.spiegel.de/thema/wolfgang_schaeuble/


Ein kurzer Blick auf das Aufenthaltsgesetz. 



Blaue Karte-EU (befristet) 

Aufenthaltserlaubnis (befristet) 
Duldung 

(113.000) 

Die fünf Aufenthaltstitel: 

 

Aus der Rubrik „Die wirrsten Grafiken der Welt“. 

Visum (zur Einreise) 

Niederlassungserlaubnis 

(unbefristet) 

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU 

(unbefristet) 

Aufenthalts-

gestattung / 

BüMA 

(178.000) 



Aufenthaltsgestattung und Duldung 

Zugang zu Leistungen mit 
Aufenthaltsgestattung und 
Duldung 



„BüMA“ 



Aufenthaltsgestattung 



Aufenthaltsgestattung 

Bundesweit 178.000 Menschen (31.12.2014) 

Für die Durchführung des Asylverfahrens.  

„deklaratorisch“, d.h. die Wirkung der 
Aufenthaltsgestattung entsteht unabhängig 
vom Besitz des Papiers mit der „Stellung 
eines Asylgesuchs“ 

Eine BüMA hat die gleiche Wirkung wie die 
Aufenthaltsgestattung 

Erlass des Landes Niedersachsen vom 
2.4.2015 

 

http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf
http://azf2.de/wp-content/uploads/2015/04/MI-Nds-BueMA-BeschErlbns-02-04-2015.pdf


Duldung 



Duldung 

Bundesweit 113.000 Menschen 
(31.12.2014) 

Ausreisepflichtig, aber die 
Ausreisepflicht kann („aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen 
unmöglich“) oder soll 
(„Ermessensduldung“, etwa für 
Ausbildung, Schulabschluss u.a.) 
gegenwärtig nicht durchgesetzt werden. 

 



Aufenthaltsgestattung und Duldung 

Schulpflicht 



Schulpflicht 

Schulpflicht besteht in fast allen Bundesländern 

auch mit Duldung oder Aufenthaltsgestattung / 

BüMA 

Beginn: i. d. R. nach Zuweisung auf eine 

Kommune 

Schulrecht nach der  

UN-Kinderrechtskonvention besteht 

unabhängig davon immer! 
 



Aufenthaltsgestattung und Duldung 

Jugendhilfe 



Jugendhilfe 

§ 6 Abs. 2 SGB VIII: 

„Ausländer können Leistungen nach diesem Buch nur 

beanspruchen, wenn sie rechtmäßig oder auf Grund 

einer ausländerrechtlichen Duldung ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben.“ 

 



Aufenthaltsgestattung und Duldung 

Sprache 



Sprache 

Kein Zugang zu den Integrationskursen 

Zugang zum ESF / BAMF-Sprachkurs, wenn:  
Deutschkenntnisse A 1 

Klient_in in einem der ESF / XENOS / IvAF-
Bleiberechtsnetzwerke 

Leistungsbezug ALG I oder 

Arbeitslos gemeldet bei der Agentur für Arbeit 

 

 



Sprache 

Seit 24. Oktober besteht ein nachrangiger Zugang 
zu den Integrationskursen für Personen, die: 

 

„1. eine Aufenthaltsgestattung besitzen und bei 
denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 
zu erwarten ist,  

2. eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 besitzen 
oder 

3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 
besitzen.“ 



Aufenthaltsgestattung und Duldung 

Arbeit 



 
„Wir wollen als Schlosserei einen 25 Jahre alten 

Flüchtling aus Armenien ausbilden.  

Er hat eine „Bescheinigung über die Meldung als 

Asylsuchender“ erstmals gültig bis 04.06.2015, 

mehrfach verlängert. Er wohnt in Xanten, nicht mehr 

in einer Erstaufnahmeeinrichtung. Er hat seinen 

Asylantrag noch nicht stellen können.  

Wir haben einen Ausbildungsvertrag der zuständigen 

Ausländerbehörde Kreis Wesel geschickt mit der 

Bitte um Erlaubnis.  

Die Aussage der Behörde ist, dass die Erlaubnis erst 

3 Monate nach Asylantragstellung gegeben werden 

kann, nicht aber 3 Monate nach Einreise.“ 

 
 

Ein Beispiel. 



 

„Laut mündlicher Auskunft der Sachbearbeiterin in 

der Ausländerbehörde gibt es eine 

Altersbeschränkung für die Zulassung zur 

betrieblichen Ausbildung, welche bei 21 Jahre 

liegt. Im beschriebenen Fall ist der Flüchtling 25 

Jahre alt.  

  

Gibt es diese Einschränkung wirklich? Ich konnte 

dazu nichts im Internet finden.“ 

 
 

Ein Beispiel. 



 

„Bis jetzt habe ich eine mündliche Zusage der 

Sachbearbeiterin im Anschluss an die unten 

angehängten email. 

Die Aussage war, das die Rechtslage nicht 

eindeutig wäre und ihre Vorgesetzte sich noch 

rückversichern wolle, aber sie lediglich noch die 

ZAV um Zustimmung fragen wolle.  

Nach Rückfrage was das zu bedeuten habe kam 

die Aussage, es hängt nur noch an der ZAV, 

eventuell braucht auch die nicht mehr 

zustimmen.“ 

 
 

Ein Beispiel. 



Arbeit 

Kein Zugang zum SGB II, sondern nur zum 
AsylbLG. 

Während der Pflicht in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung wohnen zu müssen, 
darf keine Arbeitserlaubnis erteilt werden. Nach 
drei Monaten kann eine Arbeitserlaubnis erteilt 
werden, wenn keine Pflicht mehr besteht, in der 
Erstaufnahme wohnen zu müssen. 

Förderung durch die Arbeitsagentur (SGB III) 
von Beginn des Aufenthalts möglich, 
Einschränkungen jedoch für bestimmte 
Leistungen! 

 

 



 

 Aufenthaltspflicht in 

Erstaufnahmeeinrichtungen für alle 

Asylsuchenden bis zu 6 Monate. Solange 

gilt ein Arbeitsverbot! 

 Aufenthaltspflicht in 

Aufnahmeeinrichtungen dauerhaft für neue 

Asylsuchende aus „Sicheren 

Herkunftsstaaten“ 

 Dabei gilt ein Arbeitsverbot! 

 

 
 

Änderungen  

zum 24. Oktober 2015. 



 

Neue Fördermöglichkeiten  

durch die Arbeitsagentur: 
§ 131 SGB III 

„Ausländerinnen und Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung 

nach dem Asylgesetz besitzen und aufgrund § 61 des 

Asylgesetzes keine Erwerbstätigkeit ausüben dürfen, können bis 

zum 31. Dezember 2018 Leistungen nach dem Zweiten und 

Dritten Unterabschnitt des Ersten Abschnitts des Dritten Kapitels 

sowie Leistungen nach den §§ 44 und 45 erbracht werden, wenn 

bei ihnen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten 

ist. Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren 

Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammt, wird 

vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht 

zu erwarten ist.“ 

 

Änderungen  

zum 24. Oktober 2015. 



 

Neue Fördermöglichkeiten  

durch die Arbeitsagentur: 
§ 421 SGB III 

„(1) Die Agentur für Arbeit kann die Teilnahme von Ausländerinnen 

und Ausländern, die eine Aufenthaltsgestattung besitzen und bei 

denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten 

ist, an Maßnahmen zur Erlangung erster Kenntnisse der 

deutschen Sprache fördern, wenn dies zu ihrer Eingliederung 

notwendig ist und der Maßnahmeeintritt bis zum 31. Dezember 

2015 erfolgt. Dies gilt auch für Ausländerinnen und Ausländer 

nach Satz 1, die auf Grund des § 61 des Asylgesetzes eine 

Erwerbstätigkeit nicht ausüben dürfen. Bei einem Asylbewerber, 

der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des 

Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und 

dauerhafter Aufenthalt nicht zu erwarten ist.“ 

Änderungen  

zum 24. Oktober 2015. 



ABH 

Erlaubnis zur 

Beschäftigung? 

Erlaubnis zur 

Beschäftigung! 

Zustimmung zur 

Beschäftigung! 

ZAV 

Flüchtling mit 

Duldung oder 

Gestattung nach 3 

Monaten Aufenthalt 

Zustimmung zur 

Beschäftigung? 

 

Vorrangprüfung 

 Lohnprüfung 

 

 

Ohne 

Vorrangprüfung: 

Nach 15 Monaten. 

In speziellen 

Fällen schon ab 

dem 4. Monat.  

 

Ohne 

Vorrangprüfung: 

Nach 15 Monaten. 

In speziellen 

Fällen schon ab 

dem 4. Monat.  

„Zustimmungsfrei“ 
 Ab d. 4. Monat (Gestattung) 

 ab d. 1. Tag (Duldung)  für 

 

• betriebliche Ausbildung,  

• Praktika nach  

§ 22 Abs. 1 MiLoG 

• Freiwilligendienste 

• Hochschulabsolventen mit 

deutschem Abschluss. 

 

 Nach 4 Jahren Aufenthalt:  

für jede Tätigkeit 



ABH 

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens  

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG): 

„Einem Ausländer aus einem 

sicheren Herkunftsstaat gemäß § 

29a, der nach dem 31. August 

2015 einen Asylantrag gestellt hat, 

darf während des Asylverfahrens 

die Ausübung einer Beschäftigung 

nicht erlaubt werden.“ 



ABH 

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG): 

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die 

Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt 

werden, wenn 

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu 

erlangen, 

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus 

Gründen, die er selbst zu vertreten hat, nicht 

vollzogen werden können oder 

3. er Staatsangehöriger eines sicheren 

Herkunftsstaates nach § 29a des Asylgesetzes ist 

und sein nach dem 31. August 2015 gestellter 

Asylantrag abgelehnt wurde. 

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 

1 Nummer 2 insbesondere, wenn er das 

Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 

über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder 

durch eigene falsche Angaben selbst herbeiführt.“ 



Aufenthaltsgestattung 



 Mind. drei Monate Wartefrist für die Arbeitserlaubnis  

(§ 61 Abs. 2 AsylG) 

 Zeiten der Duldung und Aufenthaltserlaubnis werden 

angerechnet 

 Nach drei Monaten ohne Zustimmung der BA möglich: 

betriebliche Ausbildung, FSJ, Praktika nach § 22 Abs. 1 MiLoG oder 

im Rahmen eines EU-geförderten Programms 

 Mit inländischem Hochschulabschluss für eine dem Abschluss 

entsprechende Beschäftigung 

 mit ausländischem Hochschulabschluss, wenn die Kriterien der 

Blauen Karte erfüllt werden (mind. 48.400 € brutto / Jahr) für eine 

dem Abschluss entsprechende Beschäftigung 

 Nach drei Monaten: Für andere Beschäftigungen mit Vorrang- und 

Lohnprüfung  

 

 

 

 

 

Aufenthaltsgestattung 

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/InformationenfuerAuslaenderbehoerden/index.htm
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/InformationenfuerAuslaenderbehoerden/index.htm
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/InformationenfuerAuslaenderbehoerden/index.htm


 Ohne Vorrangprüfung: 

 mit ausländischem Hochschulabschluss in einem Mangelberuf 

(Naturwissenschaftler, Mathematiker, Ingenieure, Ärzte und IT-Fachkräfte), 

wenn sie die erleichterten Kriterien der Blauen Karte nach § 2 Abs. 2 

BeschV erfüllen (mind. ca. 38.000 € brutto / Jahr) 

 mit einem inländischen, qualifizierten (mindestens zweijährigen) 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entsprechende 

Beschäftigung 

 Personen mit einem ausländischen, als gleichwertig anerkannten 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entspr. Beschäftigung 

wenn es sich um einen Mangelberuf der Positivliste der Bundesagentur für 

Arbeit handelt 

 befristete praktische Tätigkeit (Praktikum, Nachqualifizierungsmaßnahme 

o. ä.), die für die Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlusses 

oder für die Berufserlaubnis in einem reglementierten Beruf erforderlich ist. 

 Nach 15 Monaten: jede andere Beschäftigung (eine Lohnprüfung findet 

weiterhin statt). Leiharbeit ist ab jetzt möglich. 

 

Aufenthaltsgestattung 

http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051


 Nach vierjährigem Aufenthalt ohne Zustimmung der ZAV 

möglich: jede Beschäftigung (Arbeitserlaubnis durch 

Ausländerbehörde ist dennoch erforderlich) (§ 32 Abs. 2 u. 3 

BeschV)  

 Selbstständige Erwerbstätigkeit ist nicht möglich 

 

Aufenthaltsgestattung 



Duldung 



 drei Monate Wartefrist für die Arbeitserlaubnis  

(§ 32 BeschV) 

 Zeiten der Aufenthaltsgestattung und Aufenthaltserlaubnis 

werden angerechnet 

 Ab dem 1. Tag ohne Zustimmung der ZAV möglich: betriebliche 

Ausbildung, FSJ, Praktika nach § 22 Abs. 1 MiLoG oder im Rahmen 

eines EU-geförderten Programms 

 Mit inländischem Hochschulabschluss für eine dem Abschluss 

entsprechende Beschäftigung 

 mit ausländischem Hochschulabschluss, wenn die Kriterien der 

Blauen Karte erfüllt werden (mind. 48.400 € brutto / Jahr) für eine 

dem Abschluss entsprechende Beschäftigung 

 Nach drei Monaten: Für andere Beschäftigungen mit Vorrang- und 

Lohnprüfung 

 

 

 

 

 

Duldung 



 Ohne Vorrangprüfung: 

 mit ausländischem Hochschulabschluss in einem Mangelberuf 

(Naturwissenschaftler, Mathematiker, Ingenieure, Ärzte und IT-Fachkräfte), 

wenn sie die erleichterten Kriterien der Blauen Karte nach § 2 Abs. 2 

BeschV erfüllen (mind. ca. 38.000 € brutto / Jahr) 

 mit einem inländischen, qualifizierten (mindestens zweijährigen) 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entsprechende 

Beschäftigung 

 Personen mit einem ausländischen, als gleichwertig anerkannten 

Ausbildungsabschluss, für eine diesem Abschluss entspr. Beschäftigung 

wenn es sich um einen Mangelberuf der Positivliste der Bundesagentur für 

Arbeit handelt 

 befristete praktische Tätigkeit (Praktikum, Nachqualifizierungsmaßnahme 

o. ä.), die für die Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlusses 

oder für die Berufserlaubnis in einem reglementierten Beruf erforderlich ist. 

 Nach 15 Monaten: jede andere Beschäftigung (eine Lohnprüfung findet 

weiterhin statt). Leiharbeit ist ab jetzt möglich. 

 

Duldung 

http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta4/~edisp/l6019022dstbai447048.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI447051


 Nach vierjährigem Aufenthalt ohne Zustimmung der ZAV 

möglich: jede Beschäftigung (Arbeitserlaubnis durch 

Ausländerbehörde ist dennoch erforderlich) (§ 32 Abs. 2 u. 3 

BeschV)  

 Selbstständige Erwerbstätigkeit ist nicht möglich 

 Bei der Duldung ist ein ausländerrechtliches Arbeitsverbot als 

Sanktion ist möglich („Erwerbstätigkeit nicht gestattet gem.  

§ 60a Abs. 6 AufenthG“) 

 

 

Duldung 



Stichwort: Duldung für die 

Ausbildung 



 § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG 

„Einem Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, 

wenn dringende humanitäre oder persönliche Gründe 

oder erhebliche öffentliche Interessen seine 

vorübergehende weitere Anwesenheit im 

Bundesgebiet erfordern. Dringende persönliche 

Gründe im Sinne von Satz 3 können insbesondere 

vorliegen, wenn der Ausländer eine qualifizierte 

Berufsausbildung in Deutschland vor Vollendung des 

21. Lebensjahres aufnimmt oder aufgenommen hat 

und nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 

29a des Asylgesetzes stammt. In den Fällen nach 

Satz 4 kann die Duldung für die Aufnahme einer 

Berufsausbildung für ein Jahr erteilt werden.“ 

 

 

Stichwort „Duldung für die Ausbildung“ 



Und nach der Ausbildung? 



§ 18a AufenthG 

„Einem geduldeten Ausländer kann eine 

Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer der beruflichen 

Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt 

werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 

zugestimmt hat und der Ausländer im Bundesgebiet  

a)eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich 

anerkannten oder vergleichbar geregelten 

Ausbildungsberuf oder ein Hochschulstudium 

abgeschlossen hat oder 

(…) 

 

 

Nach der Ausbildung? 



Stichwort: „Praktikum“ 



 J. ist 20 Jahre alt. Er hat eine 

Aufenthaltsgestattung und möchte in einem 

Restaurant ein unbezahltes, zweimonatiges 

Praktikum absolvieren. Es besteht die 

Möglichkeit, dass der Betrieb ihn für eine 

Berufsausbildung übernimmt. 

 Wird für das Praktikum Mindestlohn fällig? 

 Benötigt er eine Erlaubnis der ABH? 

 Benötigt er eine Zustimmung der BA? 

 

Beispiel: 



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine Beschäftigung, für die 

eine Erlaubnis der ABH und eine Zustimmung der BA 

erforderlich sind. 

Ausnahmen: 

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung der BA 

möglich, da keine „Beschäftigung“: unbezahlte Praktika im 

Rahmen des allgemeinen Schulbesuchs, Maßnahmen nach  

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. Eingliederung) sowie 

„Hospitationen“ 

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG (z. B.: Praktika im Rahmen 

von § 54a SGB III  - Einstiegsqualifizierung - , 

Berufsorientierende Praktika bis drei Monate, 

ausbildungsbegleitende Praktika), sowie im Rahmen eines 

EU-geförderten Programms 

 

 

 

 

Stichwort „Praktikum“ 



Arbeitsmarkt 

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit 
Duldung und Aufenthaltsgestattung (August 
2015) 

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung 
und Aufenthaltsgestattung (August 2015) 

 
 

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


Aufenthaltsgestattung und Duldung 

Sicherung des 
Lebensunterhalts 



Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

 

BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.7.2012: 

„Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 
Abs. 1 GG garantiert ein Grundrecht auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums (vgl. BVerfGE 125, 175). Art. 1 
Abs. 1 GG begründet diesen Anspruch als Menschenrecht. Er umfasst 
sowohl die physische Existenz des Menschen als auch die Sicherung der 
Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und ein 
Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen 
Leben. Das Grundrecht steht deutschen und ausländischen 
Staatsangehörigen, die sich in der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten, gleichermaßen zu. 

Migrationspolitische Erwägungen, die Leistungen an Asylbewerber und 
Flüchtlinge niedrig zu halten, um Anreize für Wanderungsbewegungen 
durch ein im internationalen Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau zu 
vermeiden, können von vornherein kein Absenken des  Leistungsstandards 
unter das physische und soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen. Die 
in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwürde ist  
migrationspolitisch nicht zu relativieren.“ 



 

Leistungsberechtigung 

nach AsylbLG 
 
 



 

§ 1: Kreis der 

Leistungsberechtigten 
 
 



AsylbLG oder SGBG II? 

AsylbLG / SGB III SGB II / SGB XII 

Aufenthaltsgestattung (178.000) 

Duldung (113.000) 

AE § 23 Abs. 1 

„wegen des Krieges“ (?) 

AE § 25 Abs. 4a 

(72) 
AE § 25 Abs. 4b 

(4) 

AE § 25 Abs. 4 Satz 1 (13.000) 

AE § 25 Abs. 5 (50.000) 

AE § 22 (1.400) 

AE § 23 Abs. 1 

(40.000) 
AE § 23 Abs. 2 

(13.500) 
AE § 25 Abs. 1 

(38.000)  
AE § 25 Abs. 2 

(100.000) 
AE § 25 Abs. 3 

(37.500) 

AE § 25 Abs. 4 Satz 2 (11.000) 

AE § 25a (4.000)  

AE § 25 Abs. 5 (?) 

§ 25 Abs. 5: Aussetzung der 

Abschiebung liegt mind. 18 Monate 

zurück 

§ 25 Abs. 5: Aussetzung der 

Abschiebung liegt noch keine 18 

Monate zurück 

AE § 24 „wegen des Krieges“ (0) 

AE § 23a (6.000) 

AE § 24 (0) 

NE § 26 Abs. 3 

NE § 26 Abs. 4 

NE § 23 Abs. 2 

AE § 18a (135) 

AE § 104a und b 

(1.770) 

AE § 23 Abs. 4  AE § 25b  
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Gestattung 
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§ 1: Kreis der Leistungsberechtigten 

Das Papier Aufenthaltsgestattung ist lediglich 

deklaratorisch. 

Das heißt, auch vor Ausstellung der Gestattung (etwa mit BüMA) 

besteht Anspruch auf Leistungen 

 Aus der Antwort der Bundesregierung, Bundestags-

Drucksache 18/4581: 

 

 

 

 

 

 

 Erlass des Landes Niedersachsen (2.4.2015) 

 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/045/1804581.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/045/1804581.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/045/1804581.pdf
http://azf2.de/niedersachsisches-innenministerium-3-monaten-nach-asylantragstellung-zugang-zu-arbeitsmarkt-und-aufhebung-der-residenzpflicht-auch-wenn-keine-aufenthaltsgestattung-ausgestellt-wurde/
http://azf2.de/niedersachsisches-innenministerium-3-monaten-nach-asylantragstellung-zugang-zu-arbeitsmarkt-und-aufhebung-der-residenzpflicht-auch-wenn-keine-aufenthaltsgestattung-ausgestellt-wurde/
azf2.de/niedersachsisches-innenministerium-3-monaten-nach-asylantragstellung-zugang-zu-arbeitsmarkt-und-aufhebung-der-residenzpflicht-auch-wenn-keine-aufenthaltsgestattung-ausgestellt-wurde/
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Duldung 



55 

§ 1: Kreis der Leistungsberechtigten 

Duldung ist ebenfalls lediglich deklaratorisch. 

Auch Personen mit einer „Grenzübertrittsbescheinigung“ oder 

ähnlichen, im Gesetz nicht vorgesehenen, Papieren sind faktisch 

geduldet und damit leistungsberechtigt nach dem AsylbLG.  

Das gilt auch in den Fällen, in denen die Ausländerbehörde 

(rechtswidrigerweise) keine Duldungsbescheinigung ausstellt, 

obwohl die Person vollziehbar ausreisepflichtig ist (vgl.: Urteil 

des Bundesverwaltungsgerichts vom 25.3.2014; 5 C 13.13). 

 

 

http://www.bverwg.de/entscheidungen/entscheidung.php?ent=250314U5C13.13.0
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§ 1: Kreis der Leistungsberechtigten 

Frage aus der Wissensdatenbank der 

Bundesagentur für Arbeit: 

 

„Ein anerkannter Asylberechtigter hat einen 

Aufenthaltstitel beantragt. Besteht während der 

Bearbeitungsdauer der Ausländerbehörde Anspruch auf 

Leistungen nach dem SGB II?“ 

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/WissensdatenbankSGBII/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI554357
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/WissensdatenbankSGBII/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI554357
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§ 3: Höhe und Dauer des Grundleistungsbezugs 

In den ersten 15 Monaten des Aufenthalts: 

Grundleistungen nach § 3, 4 und 6 AsylbLG.  

 

Der Regelbedarf der Grundleistungen setzt sich 

zusammen aus  

einerseits dem „notwendigen Bedarf“ für Ernährung, 

Unterkunft, Heizung, Kleidung, Gesundheitspflege und 

Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts 

sowie  

 andererseits dem „notwendigen persönlichen 

Bedarf“ für soziokulturelle Bedarfe.  
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§ 3: Höhe und Dauer des Grundleistungsbezugs 

Regel-

bedarfsstufe 

Personenkreis „Notwendiger 

Bedarf“ 

Bargeldbedarf Gesamtbedarf 

1 alleinstehende Leistungsberechtigte 216 143 359 

2 zwei erwachsene 

Leistungsberechtigte, die als Partner 

einen gemeinsamen Haushalt 

führen 

194 129 323 

3 weitere erwachsene 

Leistungsberechtigte ohne eigenen 

Haushalt 

174 113 287 

4 sonstige jugendliche 

Leistungsberechtigte von 15. und bis 

einschl. 17 Jahre 

198 85 283 

5 Kinder von sieben bis einschließlich 

14 Jahre 

157 92 249 

6 Kinder bis einschließlich sechs 

Jahre 

133 84 217 
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§ 3: Höhe und Dauer des Grundleistungsbezugs 

Keine Zuzahlungen, keine Eigenanteile zu 

Gesundheitsleistungen! 

 

Zusätzlich zum Regelbedarf: 

 Unterkunft, Heizung, Warmwasser 

Hausrat (gesondert beantragen, eine „Ersatzbeschaffung“ muss 

nicht aus dem Regelbedarf angespart werden!) 

Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets entsprechend  

§ 34 SGB XII 
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§ 3: Höhe und Dauer des Grundleistungsbezugs 

BuT (§ 34 SGB XII): 

Für Schülerinnen und Schüler allegmeinbildender oder 

berufsbildender Schulen (ohne Alersgrenze): 

 Kosten für Klassenfahrten und Schulausflüge, auch für Kinder 

in Kindergärten oder Kitas 

 Schulbedarf (Pauschalen von 70 bzw. 30 Euro pro Halbjahr) 

 Schülerfahrtkosten 

 außerschulische Lernförderung, wenn diese erforderlich ist, 

um die wesentlichen Lernziele zu erreichen 

 Zuschuss zur Mittagsverpflegung in Schule, Kindergarten 

oder Kita 

 für Minderjährige: Zuschuss für außerschulischer Bildung und 

Teilhabe (10 Euro pro Monat z. B. für die Mitgliedschaft im 

Sportverein, für Ferienfreizeiten oder Musikunterricht). 
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§ 3: Höhe und Dauer des Grundleistungsbezugs 

Grundleistungsbezug auch während einer Ausbildung 

möglich 

 Im AsylbLG findet sich keine Regelung, die die AsylbLG-

Grundleistungen für Personen ausschließen würde, die eine 

dem Grunde nach förderfähige Ausbildung absolvieren würden 

(betriebliche Berufsausbildung, Studium, weiterführende 

Schule). Das heißt: Auch während der Ausbildungszeit müssen 

Grundleistungen nach § 3 AsylbLG (innerhalb der ersten 15 

Monate des Aufenthalts) erbracht werden. Dies ist wichtig, da 

die Betroffenen in aller Regel von den vorrangigen Leistungen 

der Ausbildungsförderung (BAföG, Berufsausbildungsbeihilfe) 

ausgeschlossen sind. 
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§ 3: Höhe und Dauer des Grundleistungsbezugs 

Sonstige Leistungen über § 6 AsylbLG möglich z. B. 

 : 

 Passgebühren und Fahrtkosten zur Botschaft 

 Rehabilitationsleistungen, Eingliederungsleistungen, 

Behandlung chronischer Erkrankungen (z. B. Psychotherapie) 

 Dolmetscherkosten zu Therapiezwecken 

 Mehrbedarfe bei Schwangerschaft und für Alleinerziehende 

 Kosten für freiwillige Krankenversicherung (nach 

versicherungspflichtiger Beschäftigung) 

 Zuzahlungen und Eigenanteile für gesetzlich Versicherte 

 



 

Grundleistungen, 

Analogleistungen, 

Anspruchseinschränkung? 
 
 



Grundleistungen, Analogleistungen 

Innerhalb der ersten 15 Monate des Aufenthalts 
„Grundleistungen“ nach § 3 AsylbLG.  
 Gesundheitsversorgung gem. § 4  und 6
 AsylbLG, in HH mit Gesundheitskarte. 

Ab dem 16. Monat normalerweise 
„Analogleistungen“ nach § 2 AsylbLG 
(entsprechend SGB XII).  

  Gesundheitsversorgung gem. SGB V / SGB XII 
 mit Gesundheitskarte (§ 264 Abs. 2 SGB V) 

 

 



 

§ 2: Die 

„Analogleistungen“ 
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§ 2: Die Analogleistungen 

Nach 15 Monaten Anspruch auf Leistungen wie in der 

Sozialhilfe 

 formal leistungsberechtigt nach dem AsylbLG, aber es werden 

nahezu sämtliche Vorschriften der „normalen“ Sozialhilfe des 

SGB XII angewandt (z. B. höhere Regelbedarfe, 

Krankenversicherungskarte (!), höhere Einkommens- und 

Vermögensfreibeträge, ausdrückliche Anwendung der 

Mehrbedarfe). 
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§ 2: Die Analogleistungen 

Voraussetzungen: 

Aufenthalt im Bundesgebiet von 15 Monaten ohne wesentliche 

Unterbrechung und 

Die Aufenthaltsdauer darf nicht „rechtsmissbräuchlich selbst 

beeinflusst“ worden sein. 

Eine ausführliche Darstellung Rechtslage und Rechtsprechung 

zu § 2 AsylbLG finden Sie in einem Beitrag im „Asylmagazin 

10/2008“. Dieser ist zwar schon älter und der Paragraf 

mittlerweile zum Teil geändert. Aber die Ausführungen zur Frage 

der „rechtsmissbräuchlichen Beeinflussung der 

Aufenthaltsdauer“ sind nach wie vor weitgehend aktuell. 

http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2008-10-09-Kellmann.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2008-10-09-Kellmann.pdf
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§ 2: Die Analogleistungen 

Das Bundessozialgericht hat in einem Grundsatzurteil am 17. 

Juni 2008 (Aktenzeichen B 8/9b AY 1/07 R ) zur Frage der 

„rechtsmissbräuchlichen Selbstbeeinflussung der 

Aufenthaltsdauer“ formuliert, es müsse sich um ein 

sozialwidriges Verhalten von „erheblichem Gewicht“ handeln, 

damit überhaupt von einem Rechtsmissbrauch ausgegangen 

werden könne. Das Sozialamt muss beweisen, dass diese 

Voraussetzungen erfüllt sind.  

   

https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=81898
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=81898
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§ 2: Die Analogleistungen 

 In manchen Fällen könne ein rechtsmissbräuchliches Handeln 

oder Unterlassen sogar gerechtfertigt sein, nämlich dann, wenn 

es sich um „eine Reaktion auf oder eine vorbeugende 

Maßnahme gegen objektiv zu erwartendes Fehlverhalten des 

Staates“ handle. Zudem sind manche Anforderungen der 

Behörden nicht zulässig oder zumutbar. So hat das 

Bundessozialgericht am 30. Oktober 2013 (Aktenzeichen: B 7 

AY 7/12 R entschieden, dass nicht verlangt werden dürfe, eine 

so genannte „Freiwilligkeitserklärung“ gegenüber der 

Heimatbotschaft abzugeben, obwohl diese gar nicht dem 

„inneren Willen“ entspricht. Deshalb könne es sich auch nicht um 

„Rechtsmissbrauch“ handeln. (Eine Zusammenfassung des 

Urteils finden Sie hier.) 

http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2013&nr=13373&linked=urt
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=tm&Datum=2013&nr=13373&linked=urt
http://www.ggua.de/Einzelansicht.40+M574f1731c0f.0.html
http://www.ggua.de/Einzelansicht.40+M574f1731c0f.0.html
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§ 2: Die Analogleistungen 

Keine Zurechnung des „Rechtsmissbrauchs“ auf andere 

Familienangehörige 

Nach dem Wortlaut von § 2 AsylbLG dürfen die 

„Analogleistungen“ nur dann vorenthalten werden, wenn der 

oder die Leistungsberechtigte die Aufenthaltsdauer „selbst“ 

rechtsmissbräuchlich beeinflusst hat. Wenn nur ein 

Familienmitglied sich aus der Sicht des Sozialamtes 

„rechtsmissbräuchlich“ verhält, darf dieses Fehlverhalten also 

nicht auf die übrigen Familienangehörigen übertragen werden: 

Kinder dürfen also nicht für das „Fehlverhalten“ der Eltern 

bestraft werden, sondern müssen die „Analogleistungen“ 

erhalten, auch wenn die Eltern sie nicht erhalten. 

Das Bundessozialgericht hat diese Auffassung in seinem oben 

genannten Urteil bestätigt: Die Verweigerung der Leistungen 

nach § 2 AsylbLG muss in der eigenen Person begründet sein. 



 

§ 1a: Relativierung der 

Menschenwürde aus 

migrationspolitischen 

Erwägungen geht weiter! 
 
 



Leistungseinschränkung nach  

§ 1a Abs. 2 und 3 AsylbLG seit 24.10.2015 
Personen mit Duldung, bei denen 

"aus von ihnen selbst zu vertretenden Gründen 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen werden 
können“, sowie vollziehbar Ausreisepflichtige ohne Duldung 
(?), die einen Ausreisetermin schuldhaft überschreiten erhalten 
nur noch:  

Leistungen für Unterkunft, Heizung, Ernährung, Körper- und 
Gesundheitspflege plus Gesundheitsversorgung nach § 4 
AsylbLG.  

Damit sind in der Regel ausgeschlossen: Die zum physischen 
Existenzminimum zählenden Leistungen für Kleidung sowie 
Gebrauchs- und Verbrauchsgüter des Haushalts 

Kategorisch ausgeschlossen sind: Leistungen des sozialen 
Existenzminimums ("notwendiger persönlicher Bedarf"), 
außerdem die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets (!) 
sowie die "unerlässlichen", "erforderlichen" oder für Kinder 
"gebotenen" Leistungen nach § 6 AsylbLG. 

 



 

§ 6: Die Auffangnorm 
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§ 6: Die Auffangnorm 

(1) Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt 

werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des 

Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlässlich, 

zur Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern 

geboten oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen 

Mitwirkungspflicht erforderlich sind. 

Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen 

besonderer Umstände als Geldleistung zu gewähren. 



 

§ 6a: Der 

„Nothelferparagraf“  
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§ 6a: Nothelferparagraf 

Falls eine Notfallbehandlung im Krankenhaus oder beim Arzt 

durchgeführt wird, kann das Krankenhaus oder der Arzt als so 

genannter „Nothelfer“ im Nachhinein die Kosten direkt beim 

Sozialamt geltend machen. Allerdings muss dieser Antrag 

„innerhalb einer angemessenen Frist“, also möglichst schnell, 

beim Sozialamt geltend gemacht werden. 

Zugleich ist festgeschrieben, dass planbare Behandlungen, die 

über eine akute Notfallversorgung hinausgehen, nur dann 

übernommen werden, wenn die Leistungsberechtigten vorher 

das Sozialamt über die beabsichtigte Behandlung informieren. 

 Der „verlängerte Geheimnisschutz“ für illegalisierte Personen 

ist wieder gesichert. 

 



 

§ 7: Einkommen und 

Vermögen 
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Einkommensanrechnung bei Erwerbstätigkeit 

Vom Bruttoeinkommen muss folgendes abgezogen werden: 

Steuern und Sozialabgaben 

gesetzlich vorgeschriebene Versicherungsbeiträge (z. B. die Kfz-

Haftpflicht, falls ein Auto vorhanden und für d. Arbeit notwendig 

ist), 

sowie die „mit der Erzielung des Einkommens verbundenen 

notwendigen Ausgaben“. Z. B.: 

→ Werbungskosten 5,20 € monatlich oder die tatsächlichen 

höheren Kosten für Arbeitskleidung u.a. Arbeitsmittel 

→ Fahrtkosten zur Arbeit: bei Nutzung des ÖPNV die günstigste 

Zeitkarte; bei Benutzung eines PKW : 5,20 monatlich pro 

Entfernungs-km zwischen Wohnung und Arbeitsstelle. 

→ Gewerkschaftsbeiträge 
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Einkommensanrechnung bei Erwerbstätigkeit 

Vom Bruttoeinkommen muss folgendes abgezogen werden: 

ein Freibetrag von 25 Prozent des Bruttoeinkommens; dieser 

Freibetrag ist „gedeckelt“ auf 50 Prozent des notwendigen 

Regelbedarfs (Bargeldbedarf plus „notwendiger Bedarf“) der 

jeweiligen Stufe (für eine allein stehende Person liegt der 

Regelbedarf bei 359 Euro; der Freibetrag liegt also maximal bei 

179,50 Euro).  

Falls das Sozialamt den Freibetrag vom Nettoeinkommen 

berechnet, ist das falsch! 
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Beispiel: 

 

Frau J. ist allein stehend und verdient monatlich 600 Euro brutto. 

Steuern und Sozialabgaben betragen 100 Euro. Die Miete für 

ihre Wohnung kostet 300 Euro warm. Sie fährt mit dem Fahrrad 

zur Arbeit und ist nicht Mitglied der Gewerkschaft. Sie fragt, wie 

viel von ihrem Einkommen angerechnet werden darf und wie viel 

Geld sie noch vom Sozialamt bekommen muss. 
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Beispiel: 

 

1. anrechenbares Einkommen berechnen: 

Bruttoeinkommen:     600,00 € 

minus 

Steuern und Sozialabgaben:  100,00 € 

Werbungskostenpauschale:       5,20 € 

Freibetrag 25 Prozent vom Brutto 150,00 € 

Anrechenbares Einkommen:  344,80 € 

 

Das Sozialamt darf also nur 344,80 € als Einkommen abziehen.  
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Beispiel: 

 

 

2. Frau J.s Bedarf:  

Bargeldbedarf:     143,00 € 

 „notwendiger Bedarf“:   216,00 € 

Warmmiete     300,00 € 

Gesamtbedarf:     659,00 € 
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Beispiel: 

 

 

3. Als letzter Schritt muss nun vom Bedarf das anrechenbare 

Einkommen abgezogen werden: 

659,00 € minus 344,80 € = 314,20 € 

Frau J erhält ergänzende Grundleistungen gem. § 3 AsylbLG 

in Höhe von 314,20 €. 
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§ 7: Einkommen und Vermögen 

Welches Vermögen ist anrechnungsfrei? 

 

Erstmalig ist ein „Vermögens-“Freibetrag von 200 Euro pro 

Person eingeführt worden, um für gewisse Anschaffungen (z. B. 

Winterkleidung) ansparen zu können.  

Zusätzlich sind nun ausdrücklich nicht anrechenbar 

Vermögensgegenstände, die für die „Aufnahme oder 

Fortsetzung einer Erwerbstätigkeit oder Berufsausbildung 

unentbehrlich sind“. Dazu kann etwa ein Auto zählen, das für die 

Fahrt zur Arbeit erforderlich ist. 

 

 



 

Das nächste Asylpaket: 

Was ist geplant? 
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Geplanter § 1b: Schutzbedürftige Personen 

„Bei den Leistungen nach diesem Gesetz ist die 

besondere Situation schutzbedürftiger Personen zu 

berücksichtigen und ihren besonderen Bedürfnissen 

Rechnung zu tragen. Zu den schutzbedürftigen 

Personen nach Satz 1 gehören: 

1. Minderjährige, 

2. Menschen mit Behinderungen nach § 53 Absatz 1 

Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, 

3. ältere Menschen, 

4. Schwangere und Wöchnerinnen, 

5. Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern, 

6. Opfer von Menschenhandel, 
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Geplanter § 1b: Schutzbedürftige Personen 

7. Personen mit schweren körperlichen Erkrankungen, 

8. Personen mit psychischen Störungen und 

9. Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige 

Formen schwerer psychischer, physischer oder 

sexueller Gewalt erlitten haben.“ 
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Geplanter § 4 Abs. 2: Gesundheitsversorgung 

„Schutzbedürftigen Personen mit besonderen Bedarfen 

an medizinischen Leistungen, die auf ihre 

Schutzbedürftigkeit nach § 1b zurückzuführen sind, 

werden über die Hilfen nach Absatz 1 hinaus die zur 

Deckung dieser Bedarfe erforderlichen Hilfen zur 

Gesundheit gewährt. Für den Umfang der Hilfen nach 

Satz 1 gelten die §§ 47 Satz 1, 48 Satz 1, 50 und 52 

Absatz 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

entsprechend. Minderjährigen werden Hilfen zur 

Behandlung, Verhütung und Früherkennung von 

Krankheiten stets in dem in Satz 2 näher geregelten 

Umfang erbracht. (…)“ 



Ausbildungs- und 

Arbeitsförderung 



 K. hat eine Aufenthaltsgestattung, lebt seit 10 

Monaten in Deutschland und hat jetzt die 

Schule abgeschlossen. 

 Sie hat eine Ausbildungsstelle als 

Tischlerin in Aussicht. 

 Hat sie Anspruch auf BAB? 

 Wie kann sie ihren Lebensunterhalt 

sichern? 

 Was wäre, wenn sie bereits 16 Monate in 

Deutschland leben würde? 

Beispiel 1: 



 M. lebt seit 4 Jahren in Deutschland und hat 

eine Duldung. Er könnte eine 

berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme 

absolvieren und darüber auch seinen 

Hauptschulabschluss machen.  

 Kann er im Rahmen einer BvB gefördert 

werden? 

Beispiel 2: 



 

 
Für folgende Instrumente besteht keine ausländerrechtliche 

Einschränkung – das heißt auch Personen mit Aufenthaltsgestattung und 

Duldung können diese spätestens ab dem 4. Monat beanspruchen: 

 

Ausbildungs- und Arbeitsförderung 

Instrument Zugang 

besteht? 

 Beratung (§ 29ff SGB III) ja 

 Vermittlung (§ 35ff SGB III) ja 

 Förderung a. d. Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III) ja 

 Maßnahmen z. Aktivierung u. berufl. Eingliederung (§ 45 SGB III) ja 

 Berufliche Weiterbildung (§ 81 SGB III) ja 

 Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB III) ja 

Eingliederungszuschuss  ja 

Teilh. behinderter Menschen am Arbeitsleben (§ 112ff SGB III) ja 



Aufenthaltsgestattung 

Besteht Zugang zu folgenden Leistungen bzw. Instrumenten? 

Berufsausbildungsbeihilfe, BAB (§ 56 

SGB III) sowie BAföG  

nein 

Berufsvorbereitende 

Bildungsmaßnahmen, BvB (51 SGB III): 

nein 

Außerbetriebliche Berufsausbildung, 

BaE (§ 76 SGB III) 

nein 

Ausbildungsbegleitende Hilfen, abH (§ 

75 SGB III) 

nein 

 

Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III) nein 

Nur unter den Bedingungen des § 59 Abs. 3 SGB III bzw. § 8 Abs. 3 BAföG 

besteht Zugang auch zu diesen Instrumenten. 



Duldung 

Besteht Zugang zu folgenden Leistungen bzw. Instrumenten? 

Berufsausbildungsbeihilfe, BAB (§ 56 

SGB III) sowie BAföG  

Nach vier Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Berufsvorbereitende 

Bildungsmaßnahmen, BvB (51 SGB III): 

nein 

Außerbetriebliche Berufsausbildung, 

BaE (§ 76 SGB III) 

nein 

Ausbildungsbegleitende Hilfen, abH (§ 

75 SGB III) 

Nein. Ab 1.1.2016:  

nach 15 Monaten 

Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III) 

 

Nach 4 Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Nur unter den Bedingungen des § 59 Abs. 3 SGB III bzw. § 8 Abs. 3 BAföG besteht 

(ggf. bereits vor Ablauf der Wartfrist) Zugang auch zu diesen Instrumenten . 

 



D. ist als 16jähriger aus Eritrea nach 

Deutschland geflohen und hat einen Asylantrag 

gestellt. Er lebt stationär in einer 

Jugendhilfeeinrichtung. Er hat eine betriebliche 

Ausbildung begonnen. 

 

Leistungen der wirtschaftlichen Jugendhilfe 

(SGB VIII) sichern seinen Lebensunterhalt. 

 

Es wird ein Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 

7 Satz 1 AufenthG wegen Existenzgefährdung in 

Eritrea festgestellt. Er erhält eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG. 

 
 

 

Ausbildungsförderung 



Er wird volljährig und die Jugendhilfe endet. 

Er muss nun die üblichen Sozialleistungen 

beantragen, da sein Ausbildungsentgelt nicht 

ausreicht. 

 

Leistungen nach BAB werden nicht 

erbracht, da er noch nicht vier Jahre in 

Deutschland lebt. (§ 59 SGB III i. V. m.  

§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAFöG). 

 

Leistungen nach SGB II werden nicht 

erbracht, da er eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolviert. (§ 7 Abs. 

5 SGB II). 

 

Ausbildungsförderung 



 

 

Die Folge ist: Er muss die Ausbildung 

abbrechen und erhält dann Leistungen nach 

dem SGB II. Das Jobcenter hat die Aufgabe, 

ihn dann so schnell wie möglich in Arbeit 

oder Ausbildung zu integrieren. 

 

 

 

Ausbildungsförderung 



 

Lösungsmöglichkeiten: 

 

Die Jugendhilfe wird über den 18. 

Geburtstag hinaus verlängert. Oder: 

 

§ 27 Abs. 4 SGB II: 

 

„Leistungen können als Darlehen für 

Regelbedarfe, Bedarfe für Unterkunft und 

Heizung und notwendige Beiträge zur 

Kranken- und Pflegeversicherung erbracht 

werden, sofern der Leistungsausschluss 

nach § 7 Absatz 5 eine besondere Härte 

bedeutet.“  

 

 

Ausbildungsförderung 



 

 

Eintrag in der Wissensdatenbank der BA 

(270010) 

„Die Nichterfüllung der Wartefrist von vier Jahren wird 

dabei als Kriterium für das Vorliegen einer besonderen 

Härte anerkannt.“ 

 
 

Ausbildungsförderung 

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/WissensdatenbankSGBII/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI554460
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/WissensdatenbankSGBII/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI554460


Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 3, Absatz 4 Satz 2 oder Absatz 5, § 31, 

oder als Ehegatte oder Lebenspartner oder Kind eines Ausländers mit 

Aufenthaltserlaubnis eine Aufenthaltserlaubnis nach § 30 oder den §§ 32 bis 34 

Besteht Zugang zu folgenden Leistungen bzw. Instrumenten? 

Berufsausbildungsbeihilfe, BAB (§ 56 SGB III) sowie 

BAföG  

Nach vier Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen,  

BvB (51 SGB III): 

Nach vier Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Außerbetriebliche Berufsausbildung, BaE  

(§ 76 SGB III) 

Nach vier Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Ausbildungsbegleitende Hilfen, abH  

(§ 75 SGB III) 

Nach vier Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III) Nach 4 Jahren.  

Ab 1.1.2016:  

Nach 15 Monaten 

Nur unter den Bedingungen des § 59 Abs. 3 SGB III bzw. § 8 Abs. 3 BAföG besteht 

(ggf. bereits vor Ablauf der Wartfrist) Zugang auch zu diesen Instrumenten . 



Aufenthaltserlaubnisse nach § 16, 17, 17a, 18, 18a, 18c, 19a (Blaue Karte-EU), 20, 

21, 24, 25 Abs. 4 Satz 1, 25 Abs. 4a und Abs. 4b, 36, § 38a 

Besteht Zugang zu folgenden Leistungen bzw. Instrumenten? 

Berufsausbildungsbeihilfe, BAB (§ 56 SGB III) 

sowie BAföG  

nein 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen,  

BvB (51 SGB III): 

nein 

Außerbetriebliche Berufsausbildung, BaE  

(§ 76 SGB III) 

nein 

Ausbildungsbegleitende Hilfen, abH  

(§ 75 SGB III) 

nein 

Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III) 

 

nein 

Nur unter den Bedingungen des § 59 Abs. 3 SGB III bzw. § 8 Abs. 3 BAföG besteht 

Zugang auch zu diesen Instrumenten . 



Niederlassungserlaubnis, Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU (§ 9a), 

Aufenthaltserlaubnis nach § 22, 23 Abs. 1, 2 oder 4, 23a, 25 Absatz 1 oder 2, 25a, 

25b, 28, 37, 38 Absatz 1 Nummer 2, 104a oder Ehegatte, Lebenspartner oder Kind 

eines Ausländers mit Niederlassungserlaubnis eine Aufenthaltserlaubnis nach  

§ 30 oder den §§ 32 bis 34 AufenthG 

Besteht Zugang zu folgenden Leistungen bzw. Instrumenten? 

Berufsausbildungsbeihilfe, BAB (§ 56 SGB III) 

sowie BAföG  

ja 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen,  

BvB (51 SGB III): 

Ja 

Außerbetriebliche Berufsausbildung, BaE  

(§ 76 SGB III) 

Ja 

Ausbildungsbegleitende Hilfen, abH  

(§ 75 SGB III) 

Ja 

Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III) 

 

ja 



 

Leistungsberechtigung 

nach SGB II 
 
 



  Dolmetscher- und 

 Übersetzungsdienste 
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 Bundesagentur für Arbeit:  

HEGA 05/11 - 08 - Inanspruchnahme von 

Dolmetscher- und Übersetzungsdiensten sowie 

Regelungen für den Einsatz und die Verwendung 

von Dienstausweisen 

 

→ergänzende Weisung zu Dolmetscher- und 

Übersetzungsdiensten (19.11.2015) 

 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/151119_Sofort-Weisung_Dolmetscher_Asyl-1.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/151119_Sofort-Weisung_Dolmetscher_Asyl-1.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/151119_Sofort-Weisung_Dolmetscher_Asyl-1.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/151119_Sofort-Weisung_Dolmetscher_Asyl-1.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/151119_Sofort-Weisung_Dolmetscher_Asyl-1.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/151119_Sofort-Weisung_Dolmetscher_Asyl-1.pdf
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3.1.2 Erstattung von Dolmetscherkosten 

„Bei Erstkontakten (schriftlich und mündlich) sind notwendige 

Übersetzungen bzw. Dolmetscherdienste in jedem Fall von der 

BA bzw. dem jeweiligen Jobcenter zu veranlassen und zu 

erstatten.  

Die Kosten für Übersetzungen von Schriftstücken von 

Staatsangehörigen aus Staaten der EU (gemäß Art. 2 der VO 

(EWG) Nr. 883/2004 erstreckt sich der Anwendungsbereich auf 

alle Staatsangehörige eines Mitgliedsstaates, Staatenlose und 

Flüchtlinge, die in einem Mitgliedstaat der EU wohnen, ihre 

Familienangehörige und Hinterbliebene (…), sowie die Kosten für 

entsprechende Dolmetscherdienste werden in allen Fällen (also 

auch bei weiteren Kontakten) von Amts wegen übernommen. 

Dolmetscherdienste 



Anerkennung  

ausländischer Qualifikationen 
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HEGA 03/2012 - 17 - Anerkennungsgesetz; Auswirkungen auf die 

Arbeitsmarktberatung 

 

 Vermittlungsbudget 

Kosten zur Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse können 

im Rahmen des Vermittlungsbudgets nach § 44 SGB III (i. V. m. § 16 

Abs. 1 SGB II) übernommen werden, soweit dies für die 

Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist. Die 

Förderung umfasst die Übernahme der üblichen und angemessenen 

Kosten, zum Beispiel für Aufwendungen, die durch die Vorlage der 

Unterlagen entstehen. Übersetzungen, Beglaubigungskopien und 

Gebühren für Gutachten bei Kammern fallen ebenfalls unter die 

förderbaren Aufwendungen 

 http://www.anerkennung-in-

deutschland.de/html/de/arbeitsvermittler.php 

 

  

Fragen 

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Veroeffentlichungen/Weisungen/Arbeitgeber/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI431814
http://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/arbeitsvermittler.php
http://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/arbeitsvermittler.php
http://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/arbeitsvermittler.php
http://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/arbeitsvermittler.php
http://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/arbeitsvermittler.php


Beispiel 1 



 Herr K. zieht mit einem D-Visum zum 

Familiennachzug aus Algerien zu seiner 

deutschen Ehefrau nach Deutschland und 

meldet sich beim Jobcenter. Seine Frau erhält 

ALG II. Hat Herr K. einen Anspruch? 

 

Visum 
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BSG, B 4 AS 37/12 R, 30.1.2013  

 

 „Der Kläger war insbesondere nicht nach § 7 Abs 1 

Satz 2 Nr 1 SGB II von Leistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhalts nach dem SGB II 

ausgeschlossen. Dieser Ausschlussgrund greift nicht 

in einer Fallkonstellation wie der hier vorliegenden, 

in der ein nicht erwerbstätiger Ausländer (zwecks 

Familienzusammenführung) zu seinem deutschen 

Ehepartner zieht.“   
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BSG, B 4 AS 37/12 R, 30.1.2013  

 

 „ Schließlich hatte der Kläger nach der Einreise 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt in der 

Bundesrepublik Deutschland (§ 7 Abs 1 S 1 Nr 4 

SGB II). Das Gesetz knüpft insoweit an die 

Bestimmung des § 30 Abs 3 SGB I an, wonach 

jemand seinen gewöhnlichen Aufenthalt dort hat, wo 

er sich unter Umständen aufhält, die erkennen 

lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Gebiet 

nicht nur vorübergehend verweilt “   

http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_I/30.html
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BSG, B 4 AS 54/12 R, 30.1.2013  

 

 „Jedenfalls für den Bereich des SGB II läuft es der 

Vereinheitlichung des Begriffs des gewöhnlichen Aufenthalts 

zuwider, wenn (…) dem Gesetzeswortlaut nicht zu 

entnehmende Tatbestandsmerkmale im Sinne von 

rechtlichen Erfordernissen zum Aufenthaltsstatus aufgestellt 

werden (…) und damit einzelnen Personengruppen der 

Zugang zu existenzsichernden Leistungen zur Sicherung des 

Lebensunterhalts versperrt wird. Ein (…) zu dem 

gewöhnlichen Aufenthalt hinzutretendes Anspruchsmerkmal 

im Sinne des Innehabens (…)  eines bestimmten 

Aufenthaltstitels nach dem AufenthG fehlt im SGB II.“ 



Beispiel 2 
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Fragen 

 

 Ein anerkannter Flüchtling aus dem Irak hat eine 

Aufenthaltserlaubnis nach  § 25 Abs. 2 AufenthG. 

Seine Frau und seine Kinder ziehen später ebenfalls 

nach Deutschland und erhalten ein D-Visum zur 

Familienzusammenführung und später eine 

Aufenthaltserlaubnis nach § 30 bzw. 32 AufenthG. 

Sie beantragen innerhalb der ersten drei Monate 

ihres Aufenthalts Leistungen nach SGBII.  

 Besteht Leistungsanspruch? 
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FH zu § 7 SGB II 

 

 Aus den Fachlichen Hinweisen zu § 7 SGB II der 

Bundesagentur für Arbeit (Randnummer 7.5f): 

 

 „Hat die Bezugsperson einen Aufenthaltstitel 

nach Abschnitt 5 des 2. Kapitels AufenthG und 

ist daher nicht vom Leistungsausschluss nach § 

7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1erfasst, so gilt dies auch für 

die Familienangehörigen, denen ein Titel nach 

Abschnitt 6 erteilt wird.“ 



Beispiel 3 
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Fragen 
 

 Familie K. ist nach dem Aufnahmeprogramm des 

Landes aus Syrien in Deutschland aufgenommen 

worden. Der Bruder hatte eine 

Verpflichtungserklärung für sie abgegeben. Familie K. 

hat einen Antrag auf Asyl gestellt, der nunmehr 

anerkannt worden ist. Sie erhalten eine AE nach § 25 

Abs. 2 und beantragen nun erstmalig Leistungen beim 

Jobcenter. 

 Besteht Anspruch trotz Verpflichtungserklärung? 

 Ist die Verpflichtungserklärung erloschen? 

 Kann eine Erstattung durchgesetzt werden? 



Verpflichtungserklärung 

Die Verpflichtungserklärung gilt 

„vom Beginn bis zur Beendigung des 

Aufenthalts des Ausländers oder bis zur 

Erteilung eines Aufenthaltstitels für einen 

anderen Aufenthaltszweck“ (AVwV Nr. 

68.1.1.3). 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf


Schreiben der BA vom 13.3.2015 an die RD 

Niedersachsen: 

 

„Die BA vertritt die Auffassung, dass die 

Verpflichtungserklärung trotz des geänderten 

Aufenthaltstitels weiterhin gültig ist. Dies hat zur Folge, 

dass die Jobcenter die Erstattung nach § 68 AufenthG 

prüfen müssen. Diese Position wird – wie Sie bereits 

korrekt angeführt haben – auch vom hierfür 

zuständigen Bundesinnenministerium vertreten.“  



Erlass des Innenministeriums NRW vom 24.4.2015: 

 

„Mit der Titelerteilung nach erfolgreichem Asylverfahren 

wird der neue Aufenthaltszweck aufenthaltsrechtlich 

anerkannt, so dass die Geltung einer im 

Zusammenhang mit der Landesaufnahmeanordnung 

abgegebenen Verpflichtungserklärung endet.“  

 

Erlass zum Download hier 

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/erlasse/150424_Erl_zur_Fortgeltung_von_VE_Orig.pdf


BA: Fachliche Hinweise zu § 7 SGB II, R.Nr. 7.10b 

http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf


BA: Fachliche Hinweise zu § 7 SGB II 



Alternativen zum 

Asylverfahren 



Anfrage 

 Mein Name ist A. Ich hause schon knapp 10 Jahre in 

Serbien in Belgrad und wurde am 14.03.2005 aus 

Deutschland abgeschoben. Verständnisvolle 

Erwartungen werde ich nicht setzen aber bei aller 

guten Muehe kann ich mich nicht 

mehr  zurueckhalten nach Hilfe zu schreien. Meine 

Ausbildung habe ich in Oer-Erckenschwick  NRW 

begonnen und in Muenster bei Cabelo als Friseur 

abgeschlossen. Der Betrieb selber hat mich mit einer 

Festeinstellung uebernommen und einen sicheren 

Arbeitsplatz geboten, wo ich auch dann zwei Monate 

gearbeitet habe bis es von einem zum anderen Tag 

wie eine Sternschnuppe von oben nach unten ging.  



Anfrage 

 Mittlerweile hause ich in einer Scheune da ich mit 

meinen Eltern absolut nicht  auskomme und musste 

sogar sechs Monate wie das letzte Stueck mich aus 

Tonnen ernähren da man als Roma in Serbien immer 

noch als Zigeuner bezeichnet wird. Ich bitte sie aus 

tiefstem Herzen nach einer Moeglichkeit zu finden 

mir zu helfen in sofern das in ihrer Moeglichkeit steht.  



Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 

der Beschäftigung (§ 18) 
 





Aufenthaltserlaubnis § 18 

AE zum Zwecke der Beschäftigung für  

Hochschulabsolventen mit in- oder 

ausländischem Hochschulabschluss  

und nicht-akademische Fachkräfte 

bestimmter Ausbildungsberufe (laut 

„Positivliste“): 

http://www.arbeitsagentur.de/Dienststelle

n/besondere-

Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-

positivliste.pdf) 

http://www.arbeitsagentur.de/Dienststellen/besondere-Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-positivliste.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/Dienststellen/besondere-Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-positivliste.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/Dienststellen/besondere-Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-positivliste.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/Dienststellen/besondere-Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-positivliste.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/Dienststellen/besondere-Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-positivliste.pdf
http://www.arbeitsagentur.de/Dienststellen/besondere-Dst/ZAV/downloads/AMZ/amz-positivliste.pdf


Aufenthaltserlaubnis § 18 

 Normalerweise immer mit Zustimmung und 
Arbeitsmarktprüfung. In folgenden Fällen Erleichterungen: 

 Inländischer Hochschulabschluss (zustimmungsfrei) 

 Inländischer, qualifizierter Berufsabschluss (ohne 
Vorrangprüfung) 

 Ausländischer, anerkannter Berufsabschluss gem. Positivliste 
(ohne Vorrangprüfung) 

 Ausländischer Hochschulabschluss (Ingenieure im 
Fachbereich Maschinenbau, Elektrotechnik, Versorgungs- und 
Entsorgungstechnik sowie Stahl- und Metallbau; Experten mit 
Fachrichtung Softwareentwicklung / Programmierung; Ärzte): 
ohne Vorrangprüfung 

 Nach drei Jahren Aufenthalt ist jede Beschäftigung gestattet 
 

 

 



Aufenthaltserlaubnis § 18 

 Für bestimmte Staatsangehörige ist § 18 
unabhängig von Qualifikation oder 
Hochschulabschluss für jede Tätigkeit möglich 
(§ 26 BeschV): 

 Andorra, Australien, Israel, Japan, Kanada, der 
Republik Korea, von Monaco, Neuseeland, 
San Marino, USA 

 ab 1.1.2016: Albanien, Kosovo, Montenegro, 
Serbien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien 

 Aber dennoch i.d.R mit Arbeitsmarktprüfung  

 

 

 


